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Art. 12  Zusammenarbeit mit der Universität 
 
(1) 1Das Klinikum und die Universität, insbesondere deren Medizinische Fakultät, arbeiten eng und 
vertrauensvoll zusammen und unterstützen sich bei der Erfüllung ihrer gesetzlichen und durch gemeinsame 
spezifische öffentliche Interessen bestimmten Aufgaben. 2Die Universität ist verpflichtet, die der klinischen 
Medizin zugeordneten Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer und weiteren Angehörigen des 
wissenschaftlichen Personals der Universität im Sinne des Art. 19 Abs. 1 BayHIG und des Art. 53 Abs. 1 
BayHIG dem Universitätsklinikum zum Zwecke der universitären Forschung und Lehre und daran 
ausgerichteten Aufgaben der Krankenversorgung zur Verfügung zu stellen. 3Die der klinischen Medizin 
zugeordneten Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer und weiteren Angehörigen des 
wissenschaftlichen Personals sind verpflichtet, an dem ihrer Universität zugeordneten Universitätsklinikum 
in der universitären Forschung und Lehre und daran ausgerichteten Aufgaben der Krankenversorgung 
mitzuwirken. 4Das Universitätsklinikum ist verpflichtet, nur das der klinischen Medizin zugeordnete 
wissenschaftliche Personal zur universitären Forschung und Lehre und daran ausgerichteten Aufgaben der 
Krankenversorgung einzusetzen. 5Wissenschaftliches Personal im Sinne des Art. 19 Abs. 1 BayHIG und 
des Art. 53 Abs. 1 BayHIG darf das Universitätsklinikum nur von juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts nachfragen. 6Das Universitätsklinikum stellt der Universität, der es zugeordnet ist, zur Erfüllung ihres 
Auftrags in Forschung und Lehre sein Personal zur Verfügung. 7Die Universität darf Personal nur bei dem 
Universitätsklinikum nachfragen.

(2) 1Die Universität und das Universitätsklinikum stellen sich gegenseitig ihre der Forschung, Lehre und 
Krankenversorgung dienenden zentralen Einrichtungen und Betriebseinheiten im Sinne des Art. 29 Abs. 5 
BayHIG zur Verfügung. 2Die Universität und das Universitätsklinikum sind verpflichtet, sich als hoheitliche 
Aufgabe gegenseitig Sach- und Raummittel zur Verfügung zu stellen, soweit dies der Durchführung ihrer 
jeweiligen Aufgaben in Forschung, Lehre und Krankenversorgung dient.

(3) 1Die Einzelheiten des Zusammenwirkens nach den Abs. 1 und 2, insbesondere die Bestimmung der 
konkret zur Verfügung zu stellenden Sach- und Raummittel der Kooperationspartner, werden durch 
Rechtsverordnung des Staatsministeriums näher geregelt. 2Die Rechtsverordnung kann insbesondere 
festlegen, welche Leistungen der Universität oder des Universitätsklinikums ausschließlich an juristische 
Personen des öffentlichen Rechts erbracht werden dürfen und welche Leistungen die Universität oder das 
Universitätsklinikum ausschließlich bei juristischen Personen des öffentlichen Rechts nachfragen dürfen.


